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— Drucksache 12/4174 — 


Privatisierungspolitik von Bundesregierung und Treuhandanstalt Berlin am Beispiel 
der zentralen Rindermastanlage Hohen-Wangelin in Mecklenburg-Vorpommern 


Die Privatisierungspolitik der Bundesregierung heute von bisherigen 
sogenannten volkseigenen Einrichtungen und Grundstücken setzt Maß- 
stäbe für die Zukunft, Sie hat Auswirkungen auf die wirtschaftliche, 
ökologische und soziale Entwicklung in den Regionen. 

Presseberichten zufolge soll jetzt die zentrale Rindermastanlage der 
Müritz-Fleisch GmbH Hohen-Wangelin privatisiert worden sein. Der 
Verkauf wirft eine Reihe von Fragen hinsichtlich der zuvor genannten 
Auswirkungen auf. 

1. Treffen Meldungen zu, daß die zentrale Rindermastanlage der 
Müritz-Fleisch GmbH Hohen-Wangelin in Mecklenburg- Vorpom- 
mern an einen 21jährigen Studenten, der sein Studium allerdings 
noch erst beginnen will und jetzt bei der Bundeswehr sein soll, von 
der Treuhandanstalt Berlin verkauft wurde, und es sich bei dem 
Käufer um den Sohn von Rodo Schneider, Vorstandsvorsitzender 
und Mitgesellschafter des Fleischkonzems Moksel AG, Buchloe im 
Allgäu, handelt, der in der Vergangenheit ebenfalls Interesse für 
die Anlage zeigte, jedoch nicht zum Zuge gekommen sein soll? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 
19. Februar 1993 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Ja. Die zentrale Rindermastanlage mit einer vorgesehenen jähr- 
lichen Erzeugung von 6 000 Mastrindern ist zusammen mit ca. 
1 500 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche (LN) verkauft worden, 
daneben sind ca. 200 ha an den Käufer verpachtet worden. Da- 
durch soll auch im Interesse der Arbeitsplätze eine flächen- 
gebundene Rindererzeugung aufrechterhalten werden. Der Vater 
des Käufers hatte sich 1991 um den Kauf der „ Hohen- Wangelin- 
Gesellschaften" (Futterproduktionsgesellschaft mbH Hohen- 
Wangelin und Müritzfleisch GmbH Hohen- Wangelin) bewor- 
ben. Hierzu gehörten ca. 3 200 ha Land, die zentrale Rinder- 
mastanlage sowie weitere Masteinrichtungen, die zusammen die 
Mast von 16000 Rindern ermöglicht hätten. Diesem Verkauf hatte 
das Bundesministerium der Finanzen auf der Grundlage einer 
fachlichen Stellungnahme des Bundesministeriums für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten die Zustimmung versagt. 
Die Treuhandanstalt leitete weitere intensive Privatisierungs- 
bemühungen ein. 


2. Erfüllt nach Auffassung der Bundesregierung der Käufer die Anfor- 
derungen an die berufliche Qualifikation, die sonst nach Nummer 
4.5 der Richthnie für die Durchführung der Verwertung und Ver- 
waltung volkseigener land- und forstwirtschaftlicher Flächen vom 
26. Juni 1992 von Pächtern und Käufern bisheriger volkseigener 
Flächen erfüllt sein müssen, und wie begründet die Bundesregie- 
rung das im einzelnen? 


Die „Richtlinie für die Durchführung der Verwertung und Verwal- 
tung (ehemals) volkseigener land- und forstwirtschaftlicher Flä- 
chen" regelt die Einzelheiten der Durchführung des Verwer- 
tungs- und Verwaltungsauftrags, den die Treuhandanstalt der 
Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH, Berlin, erteilt hat. 
Sie ist deshalb auf Verkäufe von ehemals volkseigenen Betrieben, 
die weiterhin von der Treuhandanstalt vorgenommen werden, 
nicht unmittelbar anwendbar. Im übrigen spricht Nummer 4.5 der 
Richtlinie nicht von Qualifikation des Käufers von land- und 
forstwirtschaftlichen Flächen, sondern davon, daß bei der Ver- 
gabe landwirtschaftlicher Nutzflächen auch die Qualifikation des 
Betriebsleiters zu berücksichtigen ist. 


3. Gab es neben dem Käufer weitere Interessenten für das Projekt 
einschließlich der landwirtschaftlichen Flächen? 

Wie lassen sich diese Interessenten eingruppieren, mehr landwirt- 
schaftiich oder mehr gewerblich orientiert? 

Handelte es sich ggf. auch um Landwirte, die in Kooperation wirt- 
schaften wollten? 

Welche Konzepte lagen den Angeboten zugrunde? 

Was waren die entscheidenden Gründe dafür, daß ggf. weitere 
Interessenten gegenüber dem Käufer nicht zum Zuge kamen? 


Für die Rindermastanlage und die dazugehörige landwirtschaft- 
liche Nutzfläche (LN) gingen innerhalb der Ausschreibungsfrist 
fünf Angebote ein. Zwei Angebote waren gewerbhch und drei 
landwirtschaftlich ausgerichtet. 

Von Landwirten, die in Kooperation wirtschaften wollen, wurde 
kein Angebot abgegeben. Den landwirtschaftlich ausgerichteten 
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Angeboten lag das Konzept zugrunde, die Anlage flächengebun- 
den weiterhin zur Rindermast zu nutzen. 

Für die Erteilung des Zuschlags waren der Umfang der vertraglich 
zugesagten Investitionen und die Höhe des Kaufpreises maßgeb- 
lich. 


4. Wie viele Tiere soUen in Zukunft jährlich in der Anlage vom Käufer 
gehalten und gemästet werden? 

Bleibt es bei dem zu DDR-Zeiten übhchen Bestand von ca. 17 000 
Tieren/Jahr? 


Nach dem Konzept des Käufers sollen im Jahresdurchschnitt ca. 
10 000 Tiere gehalten werden. 


5. Wurden an den angehenden Studenten neben der zentralen Rin- 
dermastanlage auch bisherige volkseigene Flächen verkauft, um 
welche Größenordnung in Hektar (ha) handelt es sich ggf. dabei, 
und gehören zu den verkauften Flächen auch solche, die in Natur- 
schutzgebieten hegen, sowie Oberflächengewässer (Seen), wenn 
ja, welchen Umfang haben diese Flächen jeweils? 


Vergleiche zunächst die Antwort auf Frage 1. Von den verkauften 
Flächen unterhegen etwa 100 ha einem auf Vorschriften des 
Naturschutzrechts (einstweilige Sicherstellung) begründeten Ver- 
änderungsverbot. Seen gehören nicht zu den verkauften Flächen. 


6. Ist eine umweltgerechte Gülle Verwertung mit dem Verkauf der 
Anlage sichergestellt? 

Welcher Viehbesatz je ha ergibt sich aus dem geplanten Viehbe- 
stand/Jahr und der ggf. gekauften landwirtschaftlich zu nutzenden 
Fläche? 


Die anfallende Gülle soll als Düngemittel verwertet werden. Nach 
§ 1 a des Düngemittelgesetzes dürfen Düngemittel nur nach guter 
fachlicher Praxis angewandt werden. Hierzu gehört, daß die Dün- 
gung nach Art, Menge und Zeit auf den Bedarf der Pflanzen und 
des Bodens unter Berücksichtigung der im Boden verfügbaren 
Nährstoffe und organischen Substanz sowie der Standort- und 
Anbaubedingungen ausgerichtet wird. 

Für eine den Maßstäben des Düngemittelgesetzes entsprechende 
Düngung ist der Viehbesatz je ha als solcher keine geeignete 
Kenngröße; vielmehr kommt es auf den mit der Tierhaltung ver- 
bundenen Nährstoffanfall an. Bei einer vorgesehenen Erzeugung 
von jährlich etwa 6 000 Mastrindern und einer Verweildauer der 
Tiere in der Anlage von mindestens ca. 15 Monaten ergibt sich ein 
jährlicher Nährstoffanfall von wenigstens 306000 kg N, 120 000 
kg P205 und 330 000 kg K20. Dieses entspräche bei einer Fläche 
von ca. 1700 ha mindestens 180 kg/ha N, 71 kg/ha P205 und 
194 kg/ha K20. Eine Gülleverwertung nach den genannten Vor- 
gaben des § la Düngemittelgesetz ist bei diesem Nährstoffauf- 
kommen auf den gekauften und den gepachteten Flächen nicht 
möglich, wenn - was bei ordnungsgemäßem Pflanzenbau not- 
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wendig ist - auch mineralisch gedüngt werden soll. Es ist dann 
unumgänglich, daß mit benachbarten Betrieben Gülleabnahme- 
verträge geschlossen werden. Hierauf ist der Käufer von der 
Treuhandanstalt hingewiesen worden. 

Darüber hinaus wird der Käufer zu berücksichtigen haben, daß 
die Bundesrepublik Deutschland bis Ende 1993 die EG-Nitrat- 
richtlinie umsetzen muß. Damit wird für N aus Wirtschaftsdünger 
eine Obergrenze von 170 kg/ha N eingezogen, die von der sich 
aus § la Düngemittelgesetz ergebenden Obergrenze abweichen 
kann. 


7. Welche Vorkehrungen sind getroffen worden, um die bei einer 
Anlage von dieser Größenordnung unvermeidlichen gasförmigen 
Emissionen zu vermeiden? 


Die zur Begrenzung gasförmiger Emissionen erforderhchen Maß- 
nahmen ergeben sich aus den einschlägigen Vorschriften des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und der dazu er- 
lassenen Verordnungen sowie der Technischen Anleitung Luft 
(TA Luft). Dabei sind die im Einigungsvertrag vorgesehenen 
Übergangsbestimmungen zu beachten. § 67 a Abs. 3 BImSchG 
sieht in Verbindung mit den einschlägigen Vorschriften der TA 
Luft vor, daß für Anlagen wie die zentrale Rindermastanlage in 
Hohen-Wangelin bis spätestens 30. Juni 1994 Maßnahmen zur 
Immissionsbegrenzung ergriffen sein müssen. 


8. Wie beurteilt die Bundesregierung die Gewinnung des wirtschafts- 
eigenen Futters hinsichtlich der Auswirkungen auf Monokulturen 
(Mais), Bodenerosionen, Landschaftsbild? 


Nach Auskunft der Betriebsleitung wird sich der Anbau 1993 auf 
den käuflich übernommenen ca. 1 450 ha wie folgt gliedern: 


Luzerne 180 ha 

Feldgräser 270 ha 

Sommerraps 130 ha 

Weizen 65 ha 

Mais 500 ha 

Sonstiges einschl. Brache ca. 236 ha 

Insgesamt: 1 450 ha 


Der Anbau 1993 für die anzupachtenden ca. 250 ha steht bisher 
noch nicht fest. 

Diese Aufgliederung deutet nicht darauf hin, daß es zu den in der 
Frage angesprochenen negativen Auswirkungen kommen muß. 
Vielmehr bieten sich gute Chancen, die befürchteten Beeinträch- 
tigungen zu vermeiden. 


9. In welches raumplanerische Konzept ist nach Kenntnis der Bundes- 
regierung die Weiterführung dieser Anlage eingebunden, z. B. 
Abstimmung mit Tourismus-, Naturschutz- und Jagdinteressen der 
Region? 
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Für die Raumplanung in der Region, in der die privatisierte An- 
lage und die privatisierten Flächen liegen, ist das Land Mecklen- 
burg-Vorpommern zuständig. 


Wegen des engen Sachzusammenhangs werden die Fragen 10 
und 11 zusammen beantwortet: 


10. Ist das Land Mecklenburg- Vorpommern in den Entscheidungspro- 
zeß über den Verkauf an den angehenden Studenten einbezogen 
worden? 

Hat das Land eine fachliche Stellungnahme und einen Entschei- 
dungsvorschlag als Entscheidungshilfe für die Bundesregierung 
abgegeben, und wenn ja, was waren die Hauptargumente und wie 
lautete der Entscheidungsvorschlag? 

11. Wurden weitere Ministerien des Landes in den Entscheidungspro- 
zeß einbezogen, möglicherweise neben dem Ministerium für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten auch die mit den Zuständig- 
keiten für Naturschutz und Landschaftspfiege sowie für die Ent- 
Avicklung des Fremdenverkehrs, oder war es gar keine Entschei- 
dung der Staatskanzlei? 


Das Land Mecklenburg-Vorpommern war in den Entscheidungs- 
prozeß über den Verkauf einbezogen. Der Landwirtschaftsmini- 
ster des Landes Mecklenburg-Vorpommern hat dem von der 
Treuhandanstalt vorgeschlagenen Verkauf schriftlich zuge- 
stimmt. An seiner Entscheidungsfindung waren auch das Wirt- 
schaftsministerium, das Finanzministerium und das Umweltmini- 
sterium des Landes Mecklenburg-Vorpommern beteiligt. 


12. Trifft es zu, daß ursprünghche Kaufabsichten des Vaters des jetzi- 
gen Käufers in der Vergangenheit vom Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten abgelehnt wurden, und wenn ja, 
was waren die Gründe dafür? 


Vergleiche zunächst die Antwort zu Frage 1. Das BMF hat dem 
von der Treuhandanstalt im November 1991 vorgelegten Privati- 
sierungskonzept auf der Grundlage einer fachüchen Stellung- 
nahme des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten insbesondere aus folgenden Gründen nicht zuge- 
stimmt: In der betroffenen Region wäre keine hinreichende Streu- 
ung des Grundeigentums und auch keine vielfältige Landbewirt- 
schaftung eingetreten, sondern das Umland von fünf Dörfern in 
der Hand eines einzigen Erwerbers konzentriert worden. Ande- 
rerseits hätten Schaffung bzw. Erhaltung der in der Region drin- 
gend erforderlichen Arbeitsplätze die Veräußerung der zentralen 
Rindermastanlage einschließlich der damals ebenfalls zum Ver- 
kauf angebotenen Außenanlagen und weiterer Flächen in einem 
Umfang von insgesamt ca. 3 200 ha an nur einen Erwerber nicht 
erfordert. 

Wegen des engen Sachzusammenhangs werden die Fragen 13 
und 14 zusammen beantwortet: 
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13. Hat der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
an der jetzt offensichtlich erfolgten Verkaufsentscheidung mitge- 
wirkt, und wenn ja, welche Gründe im einzelnen führten jetzt zu 
einer positiven Bewertung? 

14. Waren weitere Bundesministerien an vorgenannten Entscheidun- 
gen, wie beispielsweise der Bundesminister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit und der Bundesminister der Finanzen, 
beteiligt, und welche Haltung haben sie im einzelnen einge- 
nommen? 


Dem von der Treuhandanstalt vorgeschlagenen Verkauf hat das 
Bundesministerium der Finanzen auf der Grundlage einer Stel- 
lungnahme des Bundesministerums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten zugestimmt. Maßgeblich für die Privatisierung 
der Anlage war, daß eine Stillegung angesichts des noch an- 
dauernden gravierenden Rückgangs der Rindererzeugung in 
Mecklenburg-Vorpommern und der mit einer Stillegung verbun- 
denen wirtschaftlichen Folgen - u. a. die Abrißkosten - und Aus- 
wirkungen, so auch auf die der Rindererzeugung vor- und nach- 
gelagerten Bereiche und die damit verbundenen Arbeitsplätze 
nicht vertretbar gewesen wäre. 


15. Ist der Verkauf Ausdruck einer zukunftsorientierten Strukturpolitik 
der Bundesregierung, und welches agrarpoU tische Konzept der 
Bimdesregierung liegt dem Verkauf der Rindermastanlage, die 
offensichtlich gewerblich geführt werden soll, zugrunde? 


Mit dem Verkauf konnten Investitionen und Arbeitsplätze ge- 
sichert werden. 


16. Gibt es weitere Interessen- bzw. Arbeitsgebiete, mit denen die 
Familie Schneider bzw. die Fa. Moksel im Umfeld (Region) der 
Rindermastanlage zu tun haben und die in engem Zusammenhang 
mit der Erzeugung, Verarbeitung und/oder Vermarktung von 
Fleisch stehen, und wenn ja, um Betriebe wo und welcher Art 
handelt es sich dabei? 


Der Bundesregierung sind folgende Aktivitäten der Firma Moksel 
AG in der Region bekannt: In Neustrelitz errichtet die Firma 
Neustrelitzer Schlachtbetriebs GmbH einen Schlachtbetrieb. An 
der Neustrelitzer Schlachtbetriebs GmbH sind regional ansässige 
landwirtschaftliche Betriebe und die Firma Krumke Vieh- und 
Fleischhandelsgesellschaft mbH beteiligt. An der letztgenannten 
Gesellschaft ist die Firma Moksel AG beteihgt. 
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